
„Wer argumentiert, verliert.“ Das
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Die deutsche Public Relations Gesellschaft e.V. (DPRG) empfiehlt 10
Grundsätze zur Kommunikation mit Radikalen und Extremisten

Von Edgar L. Gärtner

Es gibt meines Erachtens so etwas wie den gesunden Menschenverstand. Mit
dieser Auffassung stehe ich offenbar durchaus nicht allein. Aber ich
muss eingestehen, dass es vor allem bei uns in Deutschland nicht wenige
gibt, die mir nicht zustimmen. In seinem 10-Punkte- „Leitfaden zum
Umgang mit ideologisierten Gruppen“ fragt ein Think Tank der DPRG, wie
in dem durch die Landtagswahlen in Ostdeutschland geschaffenen neuen
gesellschaftspolitischen Umfeld kommuniziert werden könnte – wenn
überhaupt. „Mehrheiten der Mitte sind auf absehbare Zeit nicht oder kaum
mehr möglich“, beklagen die PR-Strategen. Die Ursachen dafür sehen diese
nicht primär im Verlust des gesunden Menschenverstandes, der ausgewogene
Entscheidungen zwischen realen Alternativen fordert und insofern ein
Erstarken der „Mitte“ ermöglicht, sondern im Aufstieg neuer politischer
Parteien und deren Vorfeldorganisationen, die als Propagandisten
bewährter Alternativen gegen die bislang vorherrschende Politik
opponieren. In einer Demokratie sollte das freilich kein Problem sein.

Gleichschaltung statt Diskursfähigkeit
Oberstes Ziel der vom DPRG-Expertenkreis Public Affairs (EPA)
vorgeschlagenen Kommunikationsstrategie ist es aber offenbar nicht, den
Kunden von PR-Agenturen zu helfen, demokratie- und diskursfähig zu
werden, sondern die „Deutungshoheit“ zu erlangen und zu behalten.
Deshalb rät das Strategiepapier der DPRG den Kunden von PR-Agenturen von
vornherein davon ab, gegenüber gegnerischen Gruppierungen auf den
Austausch von Sach-Argumenten zu setzen. Das zeigen die folgenden
mehrdeutigen, im schlechten subjektfreien Passiv formulierten Sätze:
„Gespräche auf Augenhöhe oder ein echter Dialog werden nicht gesucht.
Andernfalls kann eine themenbezogene Sachdiskussion erreicht werden, die
zu einer pragmatischen Lösung führt, zum Beispiel auf kommunaler oder
Kreisebene., wo Radikale oder Extremisten politische Verantwortung
tragen und ihre Zustimmung und Mitwirkung bei bestimmten Vorhaben
unverzichtbar ist. (…) Das bessere Argument möge gewinnen! Aufgrund
dieser kommunikativen Sozialisation haben wir nicht gelernt, Gespräche
als strategisches Mittel einzusetzen, um bestimmte Ziele zu erreichen“,
beklagt das DPRG-Papier und empfiehlt die Verwendung des primitiven
„Basic Talk“, den man im Westen ansonsten Donald Trump vorwirft. Das
DPRG-Papier betont mit dem Hinweis auf das Buch „Schwarze Rhetorik.
Manipuliere, bevor Du manipuliert wirst“ (2018) vom Wladislaw
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Jachtschenko: „In der politischen Kommunikation gibt es keine
Schönheitspreise, aber Gewinner und Verlierer.“

Man versteht vor diesem Hintergrund, warum in Deutschland nicht nur die
etablierten politischen Parteien, sondern auch große Teile der privaten
Wirtschaft heute nicht auf die offene Diskussion, sondern auf die
Ausgrenzung Andersdenkender setzen. Das Motto des DPRG-Papiers „Wer
argumentiert, verliert“ sollte deshalb m.E. als Drohung, als Aufruf zur
Gewalt verstanden werden. Die Zeit sachbezogener demokratischer
Diskurse, inspiriert von der Theorie des kommunikativen Handelns von
Jürgen Habermas, soll wohl endgültig vorüber sein.

Es geht auch anders
In meiner Jahrzehnte währenden publizistischen Tätigkeit (im
Hintergrund) habe ich gelernt, dass es grundsätzlich auch anders geht.
Nicht ohne eine Spur beruflichen Stolzes kann ich darauf hinweisen, dass
ich in den 1980er und 1990er Jahren als regelmäßiger Teilnehmer einer
Serie von Fach-Klausuren in Schlössern und durch eigene Publikationen
nicht unwesentlich mitgeholfen habe, den durchaus nützlichen, wenn auch
nicht über jeden Verdacht erhabenen Massenkunststoff PVC und dessen
mittelständische Verarbeiter vor dem von Greenpeace und den Grünen
geforderten europaweiten Verbot zu bewahren. Die Industrie (in diesem
Fall die BASF) hat ihre Forschung auf die Entwicklung harmloser
Kunststoff-Weichmacher für Baby-Spielsachen und medizinischem Equipment
konzentriert und diese auch gefunden. Ich habe im zitierten Vortrag auf
einer Veranstaltung des Ludwig-von-Mises-Instute Europe in Brüssel
exemplarisch gezeigt, wie Risiko-Abwägungen und pragmatische
Konfliktlösungen in der Demokratie ablaufen könnten/sollten. Die in
Buchform veröffentlichten Beiträge der Konferenz lohnen die Lektüre m.E.
noch immer. Ich bezweifle, ob eine solche friedliche und produktive
Beilegung eines gesellschaftlichen Konflikts heute noch denkbar wäre.
Denn die Wahrheitssuche und die Kosten-Nutzen-Abwägung, beide integrale
Bestandteile dessen, was wir als gesunden Menschenverstand bezeichnen,
haben heute in den von grüner Ideologie dominierten kartellierten
Massenmedien und in der Unternehmenskommunikation einen schweren Stand,
sofern sie nicht ganz verschwunden sind.

Im zitierten DPRG-Papier taucht der Begriff Wahrheit kein einziges Mal
auf. Es geht beim Wahrheitsbegriff selbstredend nicht um die absolute
Wahrheit, die für uns Menschen, wie die Philosophen Thomas von Aquin,
Immanuel Kant und Karl R. Popper gezeigt haben, unerreichbar ist. Es
geht stattdessen um durchaus nützliche, zum Teil aber auch kontroverse
relative Wahrheiten. Relative Wahrheiten hinterlassen immer
Diskussionsbedarf. Dennoch bleibt der Ausgang offener Diskurse
einigermaßen berechenbar, solange bei ihnen die Lösung oder zumindest
Abmilderung realer Probleme im Vordergrund steht. Meine gute Bekannte
Cora Stephan würde sagen: Solange die Diskutanten sich im Bereich des
„Normalen“ bewegen.
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Wahrheit interessiert keinen mehr
Wer aber auf den Wahrheitsbegriff verzichtet, dem bleibt für die
Durchsetzung seiner Ziele nur die mehr oder weniger rabiate
Gleichschaltung des Diskurses. Es geht dann in der Tendenz nur noch um
die Durchsetzung des Rechts des Stärkeren mithilfe juristischer Tricks
und/oder der Einschaltung militanter Zensur-Helfershelfer (Sorry:
„Trusted Flaggers“) wie „Correctiv“ oder „REspect“. Es geht dabei in
Wirklichkeit nicht um die Verteidigung der Vernunft gegenüber radikalen
und extremistischen Gruppen, wie das DPRG-Papier glauben machen will,
sondern um die Verteidigung extremistischer Narrative und Forderungen
gegenüber dem gesunden Menschenverstand produktiv arbeitender Menschen.
Die Extremisten sitzen heute in der Regierung! Auch bei sonstigen
Methoden zur Eindämmung unerwünschter Meinungen zeigt sich das DPRG-
Papier nicht zimperlich. Es empfiehlt zum Beispiel auch den Einsatz von
Chat Bots in Social Media, um eventuelle „Shit-Storms“ abzuwehren.

Es geht in der Tat heute sowohl in der Regierungs- als auch in der
Unternehmenskommunikation kaum noch um die Verteidigung oder Promotion
vernünftiger Produkte und Maßnahmen wie überhaupt um die Bekämpfung
marktfeindlicher politischer Eingriffe in die Wirtschaft, sondern
vordringlich um Narrative und Investitionsentscheidungen, auf die die
Staaten und Unternehmen nicht selbst gekommen sind, sondern die Leader
einflussreicher extremistischer Lobbygruppen von Milliardären wie
Maurice Strong, Al Gore, Bill Gates, George Soros oder Klaus Schwab
sowie die ihnen dienstbaren Think Tanks.

Seit dem Ende der 1980er Jahre haben diese Botschafter der „einen Welt“,
das heißt des Versuchs, die Finanzindustrie und die Realwirtschaft der
ganzen Welt einheitlich auf das Ziel der Einsparung von
Kohlenstoffdioxid-Emissionen um beinahe jeden Preis zu verpflichten,
mithilfe des ihnen hörigen Propaganda-Apparats immer mehr an Einfluss
gewonnen. So mussten die Deutschen aus ihrem Bundeshaushalt allein im
vergangenen September den Betreibern von Solar- und Windkraftwerken
wegen der sonnigen Witterung 2,6 Milliarden Euro Einspeisevergütung
gemäß dem Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) überweisen – für Strom, der
an der Börse nur 145 Millionen Euro wert war! Andrew Montford hat im
Auftrag des britischen Netzwerks „Net Zero Watch“ gerade berechnet, dass
die „Energiewende“ in Richtung auf das „Net Zero“- Ziel zehnmal mehr
kostet, als sie einbringen könnte. Jeder britische Privathaushalt würde
mit 300.000 Pfund belastet. Einen solchen Unsinn zu kommunizieren,
stellt die PR-Agenturen in der Tat vor kaum überwindbare
Herausforderungen. Denn zum obersten Ziel jeder Politik (auch der
Privatunternehmen) erklärten diese Gurus und die diesen unterstehenden
Think Tanks „Net Zero“, die CO2-Neutralität der Wirtschaft bis zur Mitte
bzw. zum Ende dieses Jahrhunderts, das bereits zu einem Viertel
abgelaufen ist. Dieses Ziel ist rein fiktiv und hat mit der Aufgabe
demokratischer Politik, das Leben und das Wohlergehen ihrer Anhänger
längerfristig zu schützen, nichts zu tun. Es hat auch nichts mit der
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Aufgabe privater Unternehmen, ihre Kundschaft zufriedenzustellen, zu
tun.

Es gibt keinen klimarelevanten „Treibhauseffekt“
Denn es gibt überhaupt keinen klimarelevanten „Treibhauseffekt“ durch
die Einleitung von CO2 in die Atmosphäre. Das hat der erfolgreiche
amerikanische Experimentalphysiker und Erfinder Robert Williams Wood
(1868 – 1955) im Prinzip schon im Jahre 1909 nachgewiesen. Mithilfe
eines einfachen Experiments hat er zeigen können, dass es nicht einmal
in einem richtigen Treibhaus (Greenhouse) einen nennenswerten
„Treibhauseffekt“ gibt. Ned Nikolov und Karl Zeller haben diesen Ansatz
in einem im Jahre 2017 erschienen Artikel weiter verfolgt und gezeigt,
dass die Erwärmung der Erde fast ausschließlich von der (zyklischen)
Sonneneinstrahlung abhängt. Im „Grünhaus“ wird es wärmer als in der
Umgebung, weil dessen Glasdach die von der Sonne erwärmte Luft am
Aufsteigen hindert. Diesen Effekt gäbe es auf der Erde nur, wenn ihre
Atmosphäre ein Dach hätte. Doch noch niemand hat es beim Aufstieg von
Interkontinentalfliegern auf die gewöhnliche Flughöhe klirren gehört.
Das heißt allerdings nicht, dass die Lufthülle der Erde beziehungsweise
die Gase, aus denen sie sich zusammensetzt, gar keinen Effekt hätte.

Der Einfluss der Atmosphäre auf den Wärmehaushalt der Erde lässt sich
ohne aufwändige Experimente abschätzen, wenn man diese mit ihrem
Trabanten, dem Mond vergleicht. Denn wir können davon ausgehen, dass der
Mond etwa die gleiche Sonnenenergie empfängt wie die Erde. Auf dem so
gut wie atmosphärenfreien Mond steigt die Temperatur auf der Sonnenseite
bis auf etwa 130 Grad Celsius, auf der Erde sind Temperaturen über 50°C
hingegen selten. Auf der Nachtseite kühlt der Mond wegen der fehlenden
Atmosphäre auf minus 170 Grad ab, während die Erde nicht einmal halb so
stark abkühlt. Man könnte sich also darauf einigen, der Erdatmosphäre
einen mildernden Einfluss auf die Temperaturunterschiede zwischen Tag
und Nacht zuzuschreiben. Für die in Schulbüchern wiederholte Behauptung,
die (fiktive) Durchschnittstemperatur der Erdoberfläche werde
ausschließlich durch den „Treibhauseffekt“ bestimmt, gibt es jedoch
keinen Anhaltspunkt.

Ich empfehle deshalb zu der angesprochenen Thematik das Buch des
Chemikers Heinz Hug. das hier besprochen wurde. Hug hat sich als
Fachmann für chemische Analytik selbst an zum Teil aufwändigen Versuchen
beteiligt, den „Treibhauseffekt“ nachzuweisen und zu quantifizieren und
kam dabei zur Einsicht, dass es sich dabei um eine „Petitesse“ handelt,
auch wenn er die Möglichkeit eines solchen Effekts nicht grundsätzlich
abstreitet.

Die DPRG gräbt sich das eigene Grab
Zusammenfassend könnte man sagen, dass der DPRG-Expertenkreis Public
Affairs in seinem Papier versucht, den Eindruck zu erwecken, als seien
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die wachsenden Kommunikationsprobleme der letzten Jahre durch das
Auftauchen neuer radikaler bzw. extremistischer Gruppierungen wie der
AfD oder des BSW entstanden, die den Konsens mit dem Mainstream
aufgekündigt haben. Aber nichts könnte falscher sein. Eine
unvoreingenommene Betrachtung offenbart im Gegenteil, dass der
Mainstream, beeinflusst von außen, extremistisch bzw. totalitär geworden
ist und dass die neuen Parteien, aus konservativer oder progressiver
Perspektive, zum großen Teil das verteidigen, was noch bis vor wenigen
Jahren bei uns unhinterfragt als Bestandteil des gesunden
Menschenverstandes galt. Neben dem Klima-Thema, das endlich an Bedeutung
zu verlieren scheint, weil es kaum noch möglich ist darüber
hinwegzusehen, dass die Europäer in ihrer großen Mehrheit andere Sorgen
haben, und der damit zusammenhängenden Propagierung der Einsatzes
angeblich erneuerbarer Energien hätte ich diese Betrachtung auch auf die
Inszenierung der Corona-Pandemie oder die ungebremste Masseneinwanderung
unqualifizierter junger Männer lenken können. Doch das sind keine
Kernthemen für das EIKE.

In dieser Situation der zunehmenden Konfusion empfiehlt das Strategie-
Papier der DPRG, Public Relations durch einseitige Propaganda für
fiktive Ziele, d.h. für das Nichts zu ersetzen. Implizit macht die DPRG
sich damit für die eigene Abschaffung stark, d.h. durch ihren Ersatz
durch ein zentrales Propagandaministerium unter einem neuen Göbbels. Ich
weiß nicht, ob das allen Verantwortlichen klar ist. 25.10.2024)

 

 

Die Wunderbatterie, die es nie gab
und nie geben wird
geschrieben von Admin | 28. Oktober 2024

Auch wenn wir es in 200 Jahren Batterieentwicklung geschafft haben, die
Energiedichte von Akkumulatoren zu verfünffachen, sind alle Nachrichten
über neue Wunderbatterien und Superakkus nur haltlose Propaganda. 

Von JONNY CHILL |

Vor über 200 Jahren erfand der Italiener Alessandro Volta mit der
„Voltasäule“ die erste funktionierende Batterie. Die Volta’sche Säule
konnte zwar experimentell Strom produzieren, aber in so geringem Ausmaß,
dass sie keine praktische Anwendung hatte. 1836 entwickelte dann John
Frederic Daniell in England mit dem Daniell-Element die erste
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leistungsfähige Batterie, die auch tatsächlich in Telegraphengeräten
ihre Anwendung fand.

23 Jahre später, im Jahr 1859, erfand der Franzose Gaston Planté die
Bleibatterie. Diese war nicht nur als erster Akkumulator wieder
aufladbar, sondern auch noch ausgesprochen günstig zu produzieren. Noch
180 Jahre später verwenden wir genau dieses Konzept als Starterbatterien
in unseren Autos für den bis vor kurzem unschlagbaren Preis von ca. 0,14
€/Wh (Wattstunde). Der Nachteil der Bleiakkumulatoren ist allerdings die
niedrige Energiedichte pro Kilogramm. Mit 30-40 Wh/kg wird sie daher nur
in Fahrzeugen oder Notstromsystemen eingesetzt.

Die nächste wiederaufladbare Batterie war die Nickel-Cadmium-Batterie,
die 1899 von dem Schweden Waldemar Jungner erfunden wurde. Diese war
zwar mit 0,33-1 €/Wh deutlich teurer als die Bleibatterie, hatte aber
mit 40-60 Wh/kg eine signifikant höhere Energiedichte. Daher wurden noch
bis ins Jahr 2008 die meisten tragbaren Anwendungen wie
Elektrowerkzeuge, mit NiCd-Batterien betrieben. Danach wurden sie durch
die EU größtenteils verboten, da Cadmium als giftiges Schwermetall gilt.

Schlechte Energiedichte
Fast 100 Jahre lang tat sich wenig in der Entwicklung der
wiederaufladbaren Batterie, bis im Jahr 1991 Akira Yoshino in Japan die
Lithium-Ionen-Batterie entwickelte. Mit 90-100 Wh/kg war die
Energiedichte fast verdoppelt im Vergleich zur NiCd-Batterie, allerdings
waren die Kosten zu Beginn mit 1-1,2 €/Wh noch sehr hoch. Die
Entwicklung der Lithium-Ionen-Batterie wurde in den letzten 30 Jahren
massiv vorangetrieben, bis zu einer Energiedichte von 250-300 Wh/kg.
Aufgrund der weiten Verbreitung sank der Preis pro Wh massiv auf
0,10-0,15 €/Wh, was sie inzwischen so günstig wie eine Bleibatterie
macht.

Bei der Weiterentwicklung der Li-Ionen-Technologie sind wir nahe am
physikalischen Maximum von 350 Wh/kg angekommen. Daher werden andere
Batteriekonzepte erforscht, wie die Festkörperbatterie oder die Lithium-
Schwefel-Batterie, die 400 bis 500 Wh/kg maximal erreichen sollen.
Allerdings wird an beiden Batterieformen schon seit 50 Jahren geforscht,
und kommerziell brauchbare Ergebnisse werden erst in zehn bis 15 Jahren
erwartet.

Benzin dagegen hat mit 12.000 Wh/kg eine 40 mal höhere Energiedichte als
die beste Li-Ionen-Batterie, die wir haben. Diesel mit 11.900 Wh/kg eine
39,7-mal höhere und Erdgas mit 13.900 sogar eine 46,3 mal höhere.
Deshalb wiegt ein durchschnittlich großer, voller Benzintank gerade
einmal 37,5 kg (0,75 kg/l), fasst aber 430 kWh, während ein 450 kg
schwerer (neuer!) Batterieblock eines Elektroautos gerade einmal 135 kWh
fasst. Die durch Rekuperation, also das Laden der Batterie beim Bremsen,
rückgewonnene Energie liegt bei Stadtfahrten bei bis zu 30 Prozent, bei
Überlandfahrten gerade einmal bei zehn Prozent.
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Extremes Gewicht der Batterie
Die höhere Effizienz des Elektromotors wird durch das extreme Gewicht
der Batterie weitgehend negiert. Daher gibt es nur wenige
Elektrofahrzeuge, die bei normalem Fahrverhalten tatsächlich mehr als
400 km Reichweite haben, wohingegen 600 bis 800 km Reichweite bei
Benzinern normal sind. Es hat einen Grund, warum Teslas hinter LKWs
herschleichen, während Verbrenner selbst als Kleinwagen locker mit 190
km/h auf der Überholspur fahren.

Das berühmte Ultraschnellladen von 70 bis 80 Prozent der
Batteriekapazität in bis zu 20 Minuten unterstützen nur wenige
Elektrofahrzeuge und Ladestationen. Dabei gehen etwa 15 Prozent der
Energie als Hitze verloren. Eine Ladung auf 100 Prozent dauert je nach
Wallbox oder Steckdose zwischen sechs und 26 Stunden.

Im Winter kann die Heizung, die bei einem Benziner einfach nur die
Motorabwärme nutzt, die Reichweite eines EV um ganze 40 Prozent
reduzieren. Die Kälte lässt die Batterieeffizienz dramatisch sinken und
hohe Geschwindigkeiten sind bei EVs absolute Reichweitenkiller. Ein
Tesla Model 3 (2021) schafft daher nach 20 Minuten Ultraschnellladung in
einem kalten Winter bei gemütlicher Autobahnfahrt mit 160 km/h gerade
noch 73 bis 103 km, während ein Diesel nach fünf Minuten Tanken bei
gleichen Verhältnissen problemlos bis zu 615 km vor sich hin blockert.

Meldungen über Wunderbatterien und Superakkus
reine Propaganda
Die Fehlentwicklung ist unübersehbar, und selbst wenn in zehn bis 15
Jahren die Lithium-Schwefelbatterie so weit entwickelt sein sollte, dass
sie mit bis zu 400 Wh/kg auf den Markt kommt, ist das immer noch gerade
einmal ein Dreißigstel der Energiedichte von Benzin.

Auch wenn wir es in 200 Jahren Batterieentwicklung geschafft haben, die
Energiedichte von Akkumulatoren zu verfünffachen, sind alle Nachrichten
über neue Wunderbatterien und Superakkus nur haltlose Propaganda. Damit
soll natürlich die Elektromobilität gepusht werden, indem suggeriert
wird, dass wir kurz davor stehen, E-Autos so schnell wie Benziner
„betanken“ zu können – und dies bei gleicher Reichweite. Tatsächlich
aber sind wir bei der Kapazität von Lithium-Ionen-Batterien knapp am
physikalisch Machbaren angelangt, und neue Batterietechnologien mit 30
Prozent höherer Energiedichte liegen noch mindestens ein Jahrzehnt in
der Zukunft.

Der Beitrag erschien zuerst bei PI-News hier
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Anmerkung der Redaktion
Das ist der Punkt, warum batteriebetriebene Autos (KfZ) nie
funktioneren, weil die Batterie immer und ewig, das Problem ist. Und das
lässt sich auch nicht ändern, weil die elektrochemische Spannungsreihe
defacto ein Naturgesetz ist. Maximal haben 2 Elektrolyten eine Spannung
von 5,4 V. Tesla hat eine solche von 3,8 V. Für Leistung muss man also
100er davon hintereinander und parallelschalten. Und dann herrscht darin
ein Höllenfeuer, was beim der geringsten Fehler – bspw. per Alterung –
losbrechen wird und kann. Darüber hinaus ist Lithium ein Nervengift und
in all seinen chem, Verbindungen wasserlöslich. China wird´s es als
erstes merken, was das bedeutet.

 

Wasserstofftechnologie-
Hoffnungsträger in der
Katastrophenpolitik?
geschrieben von Admin | 28. Oktober 2024

Jürgen Langeheine

Vorbereitet durch die Aussagen des Club of Rome fand die vom
„Weltklimarat“, dem IPCC (International Panel of Climate Control)
verbreitete Vorhersage einer „menschengemachten Klimakatastrophe“
Eingang in die Politik. Diese Vorhersage führte über, zahlreiche
Klimakonferenzen zu der Forderung einer völligen Dekarbonisierung der
Weltwirtschaft, wie sie dann 2011 durch den deutschen
„Wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung für Globale
Umweltveränderungen (WBGU)“ unter Vorsitz von Prof. Schellenhuber mit
dem Titel „Welt im Wandel- Gesellschaftsvertrag für eine Große
Transformation“ vorgestellt wurde.

Die Vorhersagen von künftigen katastrophalen Klima- und
Wetterereignissen, auf die sich die Politik stützt, beruhen auf
Modellen, die für diesen Zweck nachweislich ungeeignet sind. Keine der
seit einigen Dekaden vom IPCC benutzten Modellrechnungen konnte
zukünftige Entwicklungen vorhersagen und vergangene Klimaänderungen
begründen. Sie genügen in keiner Weise wissenschaftlichen Anforderungen.
Die schweren Wetterphänomene wie Hitze, Tornados, Dürren und
Überschwemmungen liegen auch heute noch in der Bandbreite der Ereignisse
vergangener Jahrzehnte.

https://eike-klima-energie.eu/2024/10/24/wasserstofftechnologie-hoffnungstraeger-in-der-katastrophenpolitik/
https://eike-klima-energie.eu/2024/10/24/wasserstofftechnologie-hoffnungstraeger-in-der-katastrophenpolitik/
https://eike-klima-energie.eu/2024/10/24/wasserstofftechnologie-hoffnungstraeger-in-der-katastrophenpolitik/


Die Dekarbonisierung und die Reduktion des Energieverbrauchs beherrschen
die politische Ausrichtung westlich orientierter Staaten. Dabei wird
vergessen, dass die eigentliche menschengemachte Katastrophe, die der
Club of Rome vorhersagte, in der ungesteuerten Bevölkerungsentwicklung
liegt.

Das Wachstum der Erdbevölkerung ist ungebrochen. Während die Erde im
Jahr 1900 knapp 2 Milliarden Menschen beherbergte, leben heute fast 8
Milliarden Menschen auf unserem Planeten.

In den zurückliegenden Dekaden ist die Erdbevölkerung im Mittel um 800
Millionen Menschen in jeder Dekade gestiegen. Bei gleichbleibender Rate
bedeutet das, dass die Erdbevölkerung 2100 auf 14 Milliarden Menschen
ansteigen wird, also fast eine Verdoppelung des jetzigen Wertes.

Demgegenüber sagen neueste Hochrechnungen der UNO, dass die
Weltbevölkerung Ende des 21.Jahrhunderts einen stabilen Wert erreichen
wird. Dann sollen ca. 11 Milliarden Menschen die Erde bewohnen. Das sind
schon ca. 50% mehr als heute (s.Abb.1). Die Voraussetzung dafür ist
jedoch eine rasche wirtschaftliche Entwicklung in Ländern mit niedrigem
Einkommen.

 

Abb.1 Prognose zur Entwicklung der Weltbevölkerung nach Statista 2021
und UN DESA (Population Division)

Die Bevölkerungsentwicklung wird maßgeblich durch die zur Verfügung
stehende Energie beeinflusst, s. Abb.2. Sie steuert direkt oder indirekt



die Geburten-, Sterbe- und Migrationsraten.

Abb. 2 Fertilität als Funktion des Primärenergieverbrauchs

Für eine stabile Bevölkerungszahl sollte die Fertilitätsrate knapp
oberhalb von 2 Kindern pro Frau liegen. Oberhalb einer
Verbrauchsschwelle von ca. 2000 kg Rohöl pro Einwohner und Jahr,
entsprechend 24.000 kWh (Kilowattstunden) pro Einwohner und Jahr, wird
dieser Wert sicher erreicht, und die Geburtenrate sinkt auf den Wert der
Sterberate. (2000 kg Rohöl pro Einwohner und Jahr entsprechen 24.000
kWh). Das Wachstum ist gestoppt.

Im Jahr 2020 verbrauchte die Menschheit mit 7,6 Milliarden Menschen ca.
580 EJ (Exa Joule). Im Durchschnitt steigt dieser Wert um ca. 10 EJ pro
Jahr. Auf elektrische Energie umgerechnet sind das 0,161 Millionen TWh.
Eine TWh entspricht einer Billion Wh (Wattstunden). Dieser Wert
entsprich einem gemittelten Energieverbrauch von ca. 22.000 kWh pro Jahr
und Einwohner, also nicht sehr weit unter dem bevölkerungskritischen
Wert von 24.000 kWh.

Der Energieverbrauch in Deutschland lag im Jahr 2019 bei 2.500 TWh. Das
sind 1,55% des weltweiten Energieverbrauchs und ist bei einer
Bevölkerung von 80 Millionen gleichbedeutend mit einem Energieverbrauch
von ca. 30.000 kWh pro Jahr .

Die Verteilung ist länderbezogen sehr ungleich. Eine Analyse zeigt, dass
heute ca. 40% der Erdbewohner (ca. 3 Milliarden Menschen) ca.75% der
gesamten Primärenergie jährlich verbrauchen. Das bedeutet einen pro
Kopf- Verbrauch von ca. 40.000 kWh pro Jahr. Die restlichen 60% (ca. 4,4
Milliarden Menschen) leben mit einem mittleren Primärenergieverbrauch
von ca. 5.500 kWh pro Einwohner und Jahr und damit weit unter dem
bevölkerungskritischen Wert von 24.000 kWh.



Die Anhebung des Primärenergieverbrauchs dieser 4,4 Milliarden Menschen
auf den Wert von 24.000 kWh würde eine Erhöhung des weltweiten
Primärenergiebedarfs um 81.000 TWh (um ca. 50%) auf ca. 0.24 Millionen
TWh bedeuten.

Die Anhebung des Primärenergieverbrauchs der gesamten 7,6 Milliarden
Menschen auf Werte auf 40.000 kWh pro Jahr und Einwohner ergibt mit
einem Primärenergieverbrauch von 0,3 Millionen TWh die unvorstellbare
Verdoppelung des jetzigen Energieverbrauchs.

Obwohl der Weg klar aufgezeigt wird, wie die Bevölkerungsentwicklung der
Erde in einen stabilen Zustand überführt und die wirklich
menschengemachte Katastrophe verhindert werden kann, wird er nicht
beschritten.

Stattdessen wurde auf der Grundlage eines angebliche menschengemachten
Klimawandels der „Green Deal“ in der EU und der „Great Reset“ in den
Vereinigten Staaten ins Leben gerufen.

Der Energieverbrauch soll weltweit drastisch reduziert und die
Energieversorgung auf kohlendioxidfreie Energiequellen, wie Solarzellen,
Windkraftanlagen und Bioenergieanlagen umgestellt werden.

Der „Green Deal“ der EU (s.Tab 1) sieht u.a. vor, durch Reduktion des
Kohlendioxids in der Energieerzeugung eine sog. Klimaneutralität der EU
bis 2050 zu erreichen. Das Ziel ist, die angeblich von Menschen gemachte
Klimaveränderung auf eine Temperaturerhöhung von unter 2° C gegenüber
der sog. vorindustriellen Zeit zu senken, um die Zukunft der Menschheit
zu retten.

Diese 2° C Grenze und die bereits diskutierte 1,5° C Grenze sowie ihre
Abhängigkeit von der Kohlendioxidkonzentration in der Luft sind durch
keine belastbaren Messungen abgesichert und stammen aus vom IPCC
verbreiteten, unzureichenden Computermodellen.

Klimawandel und Umweltzerstörung sind existenzielle Bedrohungen
für Europa und die Welt. Mit dem europäischen Grean Deal wollen
wir daher den Übergang zu einer modernen, ressourceneffizienten
und wettbewerbsfähigen Wirtschaft schaffen, die bis 2050 keine
Netto-Treibhausgase mehr ausstößt, ihr Wachstum von der
Ressourcennutzung abkoppelt und  niemanden, weder Mensch noch
Region, im Stich lässt.

Tab.1 Ziele des „Green Deals“

Der bis 2050 angestrebte Net-Zero Zustand ist nach dem BP-Energy-Outlook
2020 nur erreichbar, wenn der globale jährliche Energieverbrauch 620 EJ,
entsprechend 0,171 Millionen TWH, nicht übersteigt. Das ist deutlich
weniger als erforderlich wäre, um die Bevölkerungsentwicklung in einen



stabilen Zustand zu überführen. s. Abb.2

Das Bevölkerungswachstum geht also unvermindert weiter und führt
unvermeidbar in eine jetzt menschengemachte Katastrophe.

Das Versprechen, weder Mensch noch Region im Stich zu lassen stellt sich
damit als unerfüllbares Versprechen im „Green Deal“ – Vertrag dar.

 

Abb. 3 Mögliche Entwicklungen des globalen Energiebedarfs

( BP-Energy-Outlook 2020)

Inzwischen kann der Bevölkerung nicht mehr glaubhaft vermittelt werden,
dass man mit Solarzellen, Windkraftanlagen und Bioenergieanlagen eine
ausreichende und verlässliche energetische Versorgung für
Industriestaaten sicherstellen kann.

Ohne die Zustimmung der Bevölkerung jedoch ist die angestrebte
Umstellung der Energieversorgung auf sog. Erneuerbare Energien, (die es
im physikalischen Sinn gar nicht gibt. Energie kann man nicht erneuern.
Man kann nur eine Energieform in die andere umwandeln), zum Scheitern
verurteilt.

Um trotzdem die Energieumstellung plausibel zu machen und keinen Zweifel
an der angeblich den Planeten rettenden Energiewende aufkommen zu
lassen, wurde die Wasserstoffinitiative ins Leben gerufen.

In Europa haben die Europäische Kommission und 27 Europäische Staaten
2018 diese Initiative beschlossen. Durch die Zusammenarbeit und das
große Marktvolumen der EU soll der durch Elektrolyse und elektrische



Energie aus Windkraft- und Solaranlagen gewonnene Wasserstoff
wettbewerbsfähig gemacht und als Ersatz für natürliche
kohlenstoffhaltige Energiequellen eingesetzt werden.

Auf den ersten Blick scheint die Wasserstofftechnologie den Durchbruch
beim Einsatz der „Erneuerbaren Energien“ zu bringen.

Wasserstoff hat einen hohen Energieinhalt, wird aus Wasser gewonnen,
verbrennt zu Wasser, lässt sich speichern, und lässt sich
transportieren.

Wasserstoff scheint also wie geschaffen, die heutigen Energieträger zu
ersetzen.

Leider ist der Einsatz nicht so einfach, wie er erscheint, wenn sowohl
die Technik als auch die Kosten einer eventuellen Umstellung der
Energieversorgung eines Landes -oder geträumt der Erde- detaillierter
betrachtet werden.

Wasserstoff wird je nach seiner Herstellung mit den Farben
gekennzeichnet, die in Tabelle 2 aufgelistet sind.

Grüner Wasserstoff, nur über Elektrolyse mit Strom aus Windkraftanlagen
oder Fotovoltaik-Anlagen hergestellt, ist die angestrebte Endlösung. Er
wird als das Öl von morgen gepriesen. Alle anderen Farb-Varianten des
Wasserstoffs sollen als Zwischenlösungen für die Einführung der
Wasserstofftechnologie so lange dienen, bis ausreichend grüner
Wasserstoff zur Verfügung steht.



Tabelle 2: Farben des Wasserstoffs

Vordergründig wird die hohe Energiedichte des Wasserstoffs angeführt
(33,3 kWh/kg). Demgegenüber hat Dieseltreibstoff eine Energiedichte von
11,9 kWh/kg und Benzin eine solche von 11,4 kWh/ kg, wie aus Tabelle 3
ersichtlich ist. Diese Tabelle zeigt aber auch, dass Wasserstoff nur bei
Temperaturen unter -253 °C flüssig ist, wogegen Diesel zwischen -20°C
und +141°C, Benzin zwischen -45°C und +30°C flüssig sind, sich also im
„normalen“ Temperaturbereich im flüssigen Zustand befinden. In diesem
„normalen“ Bereich ist Wasserstoff gasförmig und hat eine Dichte von
0,09 kg/m³. Wasserstoff kann unter Druck verflüssigt werden und hat z.
B. bei 700 bar und 20°C eine Dichte von 71,4 kg/m³, während die Dichte
von Diesel und Benzin bei diesen Temperaturen 830 kg/m³ bzw. 750kg/m³
beträgt, also etwa um den Faktor 12 bzw. 10 höher ist.



Tab.3: Eigenschaften wasserstoffhaltiger Treibstoffe

Ein kleines Rechenbeispiel:

Für ein Dieselfahrzeug bei einem Verbrauch von 7 Liter /100 km benötigt
man für eine Reichweite von 700 km ein Tankvolumen von 49 Liter,
entsprechend einem Energieinhalt von 484 kWh. Will man einen
entsprechenden PKW mit Wasserstoff betreiben, benötigt dieser für die
gleiche Strecke 14,6 kg Wasserstoff. Dafür ist ein Tankvolumen von 204
Litern erforderlich bzw. das 4-fache Volumen gegenüber einem Dieseltank.
Bringt man den aus drucktechnischen Gründen erforderlichen zylindrischen
Tank in ein rechteckiges Verstauvolumen, so sind dafür ca. 280 Liter im
Fahrzeug nötig.

Da im Allgemeinen im Fahrzeugbau mit technisch beanspruchtem Raum
gegeizt wird, ist das höhere Verstauvolumen bei wasserstoffgetriebenen
Fahrzeugen ein gewichtiger Nachteil.

Wasserstoff ist ein sehr explosives Gas. Beim Mischen mit Luft zu 4 bis
76 Volumenprozent Wasserstoff entsteht Knallgas. In einem ausgewogenen,
stöchiometrischen Verhältnis von Sauerstoff und Wasserstoff kann eine



Knallgasexplosion verheerende Wirkung haben. (Die Explosion einer kurz
zuvor in Betrieb genommenen Wasserstofftankstelle in Gersthofen, sowie
einer zwecks Gasversorgung an eine Elektrolyse angeschlossenen
Produktion von Isoliermaterial in Wunsiedel, Bayern, macht die Gefahr
beim Umgang mit Wasserstoff deutlich.)

Wird Wasserstoff in einfachen Metalltanks oder -leitungen gelagert, so
kommt es wegen der geringen Atom- und Molekülgröße zur Diffusion, das
heißt, Gas tritt durch die Gefäßwände aus. Dies ist u.a. für
wasserstoffbetriebene Fahrzeuge von Bedeutung, wenn diese länger an
einem abgeschlossenen Platz stehen. Spezielle Drucktanks bzw. Leitungen
(faserverstärkte Kunststoffe mit Inlinern) sind für den sicheren
Transport und Lagerung des Gases erforderlich, ein weiterer Nachteil für
den Fahrzeugbau.

Die geringe Größe der Wasserstoffmoleküle begünstigt die Diffusion
zwischen den Gitterplätzen in Stählen. Dadurch können
Degradationsprozesse, im Wesentlichen Versprödung, in Pipeline-Stählen
und Dichtungen beschleunigt werden, die zu Leckagen und letztendlich zum
Versagen der Pipeline führen können.

Kleine Wasserstofflecks sind für die menschlichen Sinne schwer
wahrnehmbar, da Wasserstoff farblos, geruchlos und geschmacklos ist. In
Erdgas werden üblicherweise Geruchsstoffe wie Mercaptane (CH3SH)
verwendet, um Lecks zu erkennen. Es ist jedoch nicht möglich, diese
Stoffe in einen Wasserstoffstrom einzubringen, insbesondere wenn der
transportierte Wasserstoff zur Versorgung von Brennstoffzellen oder
Wasserstofffahrzeugen verwendet wird. Die Katalysatoren in diesen
Brennstoffzellen sind äußerst empfindlich gegenüber
Schwefelverbindungen.

Das Fehlen eines Geruchsstoffs zur Leckage Erkennung ist ein Problem für
die Wasserstoffverteilung.

Wasserstoff nimmt als Gas unter Normaldruck ein extrem großes Volumen
ein (330 Liter / kWh). So kann man das Gas weder sinnvoll speichern noch
transportieren. Bei niedrigen Drücken kann Wasserstoff nur mit
Kolbenverdichtern transportiert werden, Turboverdichter können erst bei
höheren Drücken ab 7 bar eingesetzt werden. Daher wird Wasserstoff
entweder unter hohen Druck versetzt (0,75 Liter pro kWh bei 700 bar)
oder er wird verflüssigt (0,42 Liter/ kWh bei -253 °C). Weder so hohe
Drücke, noch so tiefe Temperaturen sind für große Mengen leicht
handhabbar und vor allem mit hohen Kosten verbunden. Daher gibt es
Überlegungen, den Wasserstoff chemisch zu binden, um ihn leichter
transportieren zu können.

Ob es nun LOHC (liquid organic hydrogen carrier), eine organische
Flüssigkeit, die in der Lage ist, Wasserstoff zu binden (Hydrierung),
Power Paste, ein neuerdings vom Fraunhofer Institut in die Diskussion
eingebrachtes flüssiges Gel auf Magnesium-Wasserstoffbasis, Methan,



Methanol oder Ammoniak ist, leiden sie alle neben ungelösten technischen
Problemen daran, dass der energetische Wirkungsgrad auf Werte deutlich
unter 40% sinkt.

Noch sind die Mengen von grünem Wasserstoff auf dem Markt verschwindend
klein. Im Jahr 2021 lag die weltweite Wasserstoffproduktionsmenge laut
Handelsblatt bei 94,23 Millionen Tonnen. Davon waren nur 30.000 Tonnen
„grün“ produziert. Im vergangenen Jahr hat sich diese Menge auf 90.000
Tonnen verdreifacht, was aber immer noch ein sehr, sehr geringer Anteil
an der Gesamtproduktion ist.

Derzeit verbraucht die Industrie in Deutschland jährlich etwa 1,8 Mio.
Tonnen Wasserstoff, die einer Energiemenge von etwa 55 bis 60 TWh
entsprechen.

(1 TWh = 1· 109 kWh oder 1 Milliarde kWh)

Abb. 4 zeigt den gesamten Energiebedarf Deutschlands für die Jahre 1991
bis 2019:

Abb. 4: Energieverbrauch Deutschlands nach Sektoren.

Trotz massivem finanziellen Aufwand für die Energieeinsparung hat sich
im Laufe der in Abb.4 dargestellten 30 Jahre der gesamte
Energieverbrauch nur von 2.631 auf 2.514 Terrawattstunden reduziert (
ca. 5% Verringerung), im Wesentlichen erreicht durch einen geringeren
Energieverbrauch im industriellen Sektor.

 



Betrachtet man den Gesamtenergiebedarf Deutschlands mit ca. 2.500 TWh/a,
die sich auf Strom mit ca. 600 TWh/a, Verkehr auf 750 TWh/a und Wärme
mit 1.150 TWh/a verteilen, so müssen bei unverändertem
Gesamtenergiebedarf und unter der heute noch nicht bewiesenen Annahme,
dass der Strom absolut kohlendioxidfrei erzeugt wird, langfristig 1.800
Milliarden kWh/a durch Wasserstoff ersetzt werden. Das erfordert eine
Produktion von ca. 60 Milliarden kg Wasserstoff pro Jahr oder 60
Millionen Tonnen Wasserstoff/ Jahr allein für Deutschland.

Für grünen Wasserstoff im industriellen Maßstab kommt als
Herstellungsverfahren nur die Elektrolyse von Wasser in Frage. Da
Deutschland seine Kernkraftwerke stillgelegt hat und auch die
Kohlekraftwerke abschalten will, muss eine entsprechende Zahl von
Windkraftanlagen bzw. Photovoltaikanlagen als Energiequelle dienen.

Der Wirkungsgrad des eingesetzten Stroms bezogen auf den Brennwert des
Wasserstoffs liegt bei heutigen Elektrolyseanlagen bei ca. 65%. Unter
Zugrundelegung dieses Wirkungsgrades für die Elektrolyse ist eine
elektrische Eingangsleistung von ca. 3.000 Milliarden kWh/a bzw. 3.000
TWh/a erforderlich, die zudem ständig verfügbar sein muss, eine
Forderung, die bei Windkraft- und Solaranlagen keineswegs gewährleistet
ist.

 

Die gesamte installierte Leistung von Photovoltaik- und Windkraftanlagen
betrug im Jahr 2020 ca. 116 GW oder 116 Milliarden Watt.

Mit 1 GW installierter Leistung werden pro Jahr durchschnittlich ca. 1,5
TWh/a erzeugt. Bei 8.720 Stunden pro Jahr ergibt das eine Ausbeute von
17,5% der installierten Nennleistung von Windkraft- und
Photovoltaikanlagen.

Im Jahr 2020 lag die gesamte Produktion bei ca. 200 TWh.

Das bedeutet, dass ein Ausbau der installierten Leistung von Windkraft-
und Solaranlagen gegenüber dem Stand von 2020 auf mehr als das 15 -fache
erfolgen müsste.

Der nötige Ausbau ist weder flächenmäßig zu erreichen noch politisch
durchsetzbar und vor allem nicht bezahlbar, wie eine kurze
Überschlagsrechnung für Windkraftanlagen zeigt.

Heute sind in Deutschland ca. 30.000 Windkraftanlagen mit einer Leistung
von 69.500 MW installiert. Die Installation einer Windkraftanlage mit
einer Leistung von 6 MW erfordert Investitionen von ca. 12 Millionen €,
die sich aus ca. 8 Millionen € für die Windkraftanlage incl. Fundament
und ca. 4 Millionen € für Infrastruktur- Netzanbindungs- und
Genehmigungskosten zusammensetzen.

sodass für die Installation von 1 GW Investitionen von ca. 2Milliarden €



erforderlich sind. Für die existierenden 116 GW ist bereits eine
Investition von 230 Milliarden € erfolgt, weitere 3,2 Billionen € wären
erforderlich, allein um die elektrische Versorgung der
Wasserstoffherstellung sicherzustellen.

Zu diesen Strombereitstellungskosten kommen noch die Investitionen für
die Elektrolyseanlagen, die heute bei ca. 1.000 €/kW liegen. Das
Fraunhofer Institut geht von einer Kostenreduktion bis 2030 auf ca. 400
€/kW aus, s. Abb. 5.

Abb. 5: Investitionskosten pro kW

Geht man von diesen Werten aus und legt den Erfahrungswert von 17,5%,
also ca. 1.500h pro Jahr für die reine Produktionszeit zugrunde, so sind
für die Abdeckung der umzustellenden 1.800 TWh/a Investitionen von ca.
500 Milliarden für die Elektrolyse erforderlich.

Die geschätzten Investitionskosten summieren sich damit auf ca. 4
Billionen €.

Allein, um diese Anlagen in Betrieb zu halten, fallen bei Betriebskosten
von 2% (eine optimistische Annahme) Kosten von ca. 800 Milliarden €/
Jahr an.

Das ist ein für Deutschland nicht finanzierbares Vorhaben.



Die Bundesregierung hat dieses Problem wohl erkannt und versucht nun
grünen Wasserstoff zu importieren, um ihr energetisches Kernprojekt, die
Versorgung Deutschlands über kohlenstofffreie Energiequellen langfristig
sicher zu stellen und die Wasserstofftechnologie durchzusetzen.

Ausarbeitungen des Fraunhofer Instituts zu den Kosten des importierten
Wasserstoffs weisen Werte von 0,15 €/kWh aus Nordafrika, 0,18 €/kWh aus
Südamerika aus. Bis 2050 soll dieser Wert auf 0,09 €/kWh sinken. Die
Beschaffungs- und Vertriebskosten würden dann immer noch um den Faktor 3
deutlich höher sein als sie vor den Rußlandsanktionen mit ca. 0,03€/kWh
waren.

Aktuell liegen diese Kosten bei 0,065€/kWh, wie aus Abb. 6 zu erkennen
ist.

Abb. 6: Erdgaspreise für Haushalte

Erdgas besteht im Wesentlichen aus Methan. Es liegt nahe, den
Wasserstoff in Methan umzuwandeln und das modifizierte Erdgasnetz zur
Energiespeicherung und Versorgung zu nutzen. Dies scheitert an den
Kosten, wie nachfolgende Stellungnahme des Fraunhofer Instituts zeigt.

Synthetisches Methan und Öl kosten anfänglich in Europa etwa 20 bis 30



Cent pro Kilowattstunde. Die Kosten können bis 2050 auf etwa 10 Cent je
Kilowattstunde sinken, wenn ausreichend Kapazitäten für die globale
Power-to-Gas-/Power-to-Liquid-Umwandlung vorhanden sind.

Die avisierten Kostensenkungen bedingen erhebliche frühzeitige und
kontinuierliche Investitionen in Elektrolyseure und CO2-Absorber. Diese
sind ohne politische Intervention oder eine hohe CO2-Bepreisung nicht zu
erwarten, denn die Herstellungskosten für synthetische Brennstoffe sind
dauerhaft höher als die Förderkosten ihrer fossilen Alternativen.

Es bleibt auch hier nach Investitionen in Höhe von Billionen € nur eine
Hoffnung auf Heizgaskosten, die im Vergleich zum Jahr 2020 um den Faktor
3-4 höher sind.

Weder mengenmäßig noch bezüglich der zu erwartenden Kosten ist eine
vollständige Umstellung auf Wasserstofftechnologie sinnvoll.

Auch wenn die Wasserstofftechnologie mit Hilfe staatlicher Investitionen
in einige Wirtschaftsbereiche vordringen wird, in denen sie heute aus
technischen und wirtschaftlichen Gründen noch nicht verbreitet ist, wird
diese Technologie allein aus Kostengründen eine Nischentechnologie
bleiben. Für die Energieversorgung eines Industrielandes wie Deutschland
bzw. die weltweite Energieversorgung bieten nur die kostengünstigeren
traditionellen Energiequellen, wie Kernenergie und fossile Brennstoffe
den erforderlichen finanziellen Spielraum, um die wirtschaftliche
Entwicklung in den Industrieländern zu stabilisieren, Ländern mit
niedrigem Einkommen eine Entwicklungschance zu geben und damit der
wirklich drohenden Katastrophe, dem ungesteuerten Bevölkerungswachstum,
entgegenzuwirken.

Die ungelösten technischen Probleme bei der Herstellung und Speicherung
von grünem Wasserstoff in den erforderlichen Mengen und die zu
erwartenden Kosten für den Aufbau der Infrastruktur und den Unterhalt
dieser Technologie werden der Bevölkerung systematisch verschwiegen.
Stattdessen wird der Bevölkerung auf der Basis unbewiesener Annahmen
einer menschengemachten, durch Kohlendioxid hervorgerufenen
Erderwärmung, die wirtschaftliche Grundlage entzogen.

Allein die jährlichen Betriebskosten für diese Technologie unter idealen
Bedingungen von ca. achthundert Milliarden € pro Jahr nur für
Deutschland, bedeuten einen Betrag in Höhe des doppelten derzeitigen
Bundeshaushalts. Dieses Geld geht der Bevölkerung in Deutschland u.a.
für soziale Aufgaben und Entwicklungshilfe verloren.

Rechnet man den Betrag von 800 Milliarden € allein auf westliche
Industriestaaten hoch, landet man im mehrstelligen Billionenbereich.

Der Zugriff des Menschen auf preiswerte Energiesysteme setzt die
Rahmenbedingungen, unter denen sich gesellschaftliche, ökonomische oder
kulturelle Strukturen bilden können und bestimmt die Grundzüge einer
Gesellschaft.



Die Umstellung der Energieversorgung auf Wasserstofftechnologie führt zu
einer katastrophalen Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation
Deutschlands und, übertragen auf die weltweite Situation, zu
wirtschaftlichem Niedergang und unlösbaren bevölkerungspolitischen
Problemen, da sie durch zwangsläufig vergrößerten Energiemangel einem
weiteren Wachstum der Weltbevölkerung Vorschub leistet.
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Hoffnungsträger in der Katastrophenpolitik?

Jürgen Langeheine

Vorbereitet durch die Aussagen des Club of Rome fand die vom
„Weltklimarat“, dem IPCC (International Panel of Climate Control)
verbreitete Vorhersage einer „menschengemachten Klimakatastrophe“
Eingang in die Politik. Diese Vorhersage führte über, zahlreiche
Klimakonferenzen zu der Forderung einer völligen Dekarbonisierung der
Weltwirtschaft, wie sie dann 2011 durch den deutschen
„Wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung für Globale
Umweltveränderungen (WBGU)“ unter Vorsitz von Prof. Schellenhuber mit
dem Titel „Welt im Wandel- Gesellschaftsvertrag für eine Große
Transformation“ vorgestellt wurde.

Die Vorhersagen von künftigen katastrophalen Klima- und
Wetterereignissen, auf die sich die Politik stützt, beruhen auf
Modellen, die für diesen Zweck nachweislich ungeeignet sind. Keine der
seit einigen Dekaden vom IPCC benutzten Modellrechnungen konnte
zukünftige Entwicklungen vorhersagen und vergangene Klimaänderungen
begründen. Sie genügen in keiner Weise wissenschaftlichen Anforderungen.
Die schweren Wetterphänomene wie Hitze, Tornados, Dürren und
Überschwemmungen liegen auch heute noch in der Bandbreite der Ereignisse
vergangener Jahrzehnte.

Die Dekarbonisierung und die Reduktion des Energieverbrauchs beherrschen
die politische Ausrichtung westlich orientierter Staaten. Dabei wird
vergessen, dass die eigentliche menschengemachte Katastrophe, die der
Club of Rome vorhersagte, in der ungesteuerten Bevölkerungsentwicklung
liegt.

Das Wachstum der Erdbevölkerung ist ungebrochen. Während die Erde im
Jahr 1900 knapp 2 Milliarden Menschen beherbergte, leben heute fast 8
Milliarden Menschen auf unserem Planeten.

In den zurückliegenden Dekaden ist die Erdbevölkerung im Mittel um 800
Millionen Menschen in jeder Dekade gestiegen. Bei gleichbleibender Rate
bedeutet das, dass die Erdbevölkerung 2100 auf 14 Milliarden Menschen
ansteigen wird, also fast eine Verdoppelung des jetzigen Wertes.



Demgegenüber sagen neueste Hochrechnungen der UNO, dass die
Weltbevölkerung Ende des 21.Jahrhunderts einen stabilen Wert erreichen
wird. Dann sollen ca. 11 Milliarden Menschen die Erde bewohnen. Das sind
schon ca. 50% mehr als heute (s.Abb.1). Die Voraussetzung dafür ist
jedoch eine rasche wirtschaftliche Entwicklung in Ländern mit niedrigem
Einkommen.

 

Abb.1 Prognose zur Entwicklung der Weltbevölkerung nach Statista 2021
und UN DESA (Population Division)

Die Bevölkerungsentwicklung wird maßgeblich durch die zur Verfügung
stehende Energie beeinflusst, s. Abb.2. Sie steuert direkt oder indirekt
die Geburten-, Sterbe- und Migrationsraten.



Abb. 2 Fertilität als Funktion des Primärenergieverbrauchs

Für eine stabile Bevölkerungszahl sollte die Fertilitätsrate knapp
oberhalb von 2 Kindern pro Frau liegen. Oberhalb einer
Verbrauchsschwelle von ca. 2000 kg Rohöl pro Einwohner und Jahr,
entsprechend 24.000 kWh (Kilowattstunden) pro Einwohner und Jahr, wird
dieser Wert sicher erreicht, und die Geburtenrate sinkt auf den Wert der
Sterberate. (2000 kg Rohöl pro Einwohner und Jahr entsprechen 24.000
kWh). Das Wachstum ist gestoppt.

Im Jahr 2020 verbrauchte die Menschheit mit 7,6 Milliarden Menschen ca.
580 EJ (Exa Joule). Im Durchschnitt steigt dieser Wert um ca. 10 EJ pro
Jahr. Auf elektrische Energie umgerechnet sind das 0,161 Millionen TWh.
Eine TWh entspricht einer Billion Wh (Wattstunden). Dieser Wert
entsprich einem gemittelten Energieverbrauch von ca. 22.000 kWh pro Jahr
und Einwohner, also nicht sehr weit unter dem bevölkerungskritischen
Wert von 24.000 kWh.

Der Energieverbrauch in Deutschland lag im Jahr 2019 bei 2.500 TWh. Das
sind 1,55% des weltweiten Energieverbrauchs und ist bei einer
Bevölkerung von 80 Millionen gleichbedeutend mit einem Energieverbrauch
von ca. 30.000 kWh pro Jahr .

Die Verteilung ist länderbezogen sehr ungleich. Eine Analyse zeigt, dass
heute ca. 40% der Erdbewohner (ca. 3 Milliarden Menschen) ca.75% der
gesamten Primärenergie jährlich verbrauchen. Das bedeutet einen pro
Kopf- Verbrauch von ca. 40.000 kWh pro Jahr. Die restlichen 60% (ca. 4,4
Milliarden Menschen) leben mit einem mittleren Primärenergieverbrauch
von ca. 5.500 kWh pro Einwohner und Jahr und damit weit unter dem
bevölkerungskritischen Wert von 24.000 kWh.



Die Anhebung des Primärenergieverbrauchs dieser 4,4 Milliarden Menschen
auf den Wert von 24.000 kWh würde eine Erhöhung des weltweiten
Primärenergiebedarfs um 81.000 TWh (um ca. 50%) auf ca. 0.24 Millionen
TWh bedeuten.

Die Anhebung des Primärenergieverbrauchs der gesamten 7,6 Milliarden
Menschen auf Werte auf 40.000 kWh pro Jahr und Einwohner ergibt mit
einem Primärenergieverbrauch von 0,3 Millionen TWh die unvorstellbare
Verdoppelung des jetzigen Energieverbrauchs.

Obwohl der Weg klar aufgezeigt wird, wie die Bevölkerungsentwicklung der
Erde in einen stabilen Zustand überführt und die wirklich
menschengemachte Katastrophe verhindert werden kann, wird er nicht
beschritten.

Stattdessen wurde auf der Grundlage eines angebliche menschengemachten
Klimawandels der „Green Deal“ in der EU und der „Great Reset“ in den
Vereinigten Staaten ins Leben gerufen.

Der Energieverbrauch soll weltweit drastisch reduziert und die
Energieversorgung auf kohlendioxidfreie Energiequellen, wie Solarzellen,
Windkraftanlagen und Bioenergieanlagen umgestellt werden.

Der „Green Deal“ der EU (s.Tab 1) sieht u.a. vor, durch Reduktion des
Kohlendioxids in der Energieerzeugung eine sog. Klimaneutralität der EU
bis 2050 zu erreichen. Das Ziel ist, die angeblich von Menschen gemachte
Klimaveränderung auf eine Temperaturerhöhung von unter 2° C gegenüber
der sog. vorindustriellen Zeit zu senken, um die Zukunft der Menschheit
zu retten.

Diese 2° C Grenze und die bereits diskutierte 1,5° C Grenze sowie ihre
Abhängigkeit von der Kohlendioxidkonzentration in der Luft sind durch
keine belastbaren Messungen abgesichert und stammen aus vom IPCC
verbreiteten, unzureichenden Computermodellen.

Klimawandel und Umweltzerstörung sind existenzielle Bedrohungen für
Europa und die Welt. Mit dem europäischen Grean Deal wollen wir daher
den Übergang zu einer modernen, ressourceneffizienten und
wettbewerbsfähigen Wirtschaft schaffen, die

bis 2050 keine Netto-Treibhausgase mehr ausstößt,

ihr Wachstum von der Ressourcennutzung abkoppelt und

niemanden, weder Mensch noch Region, im Stich lässt.

Tab.1 Ziele des „Green Deals“

Der bis 2050 angestrebte Net-Zero Zustand ist nach dem BP-Energy-Outlook
2020 nur erreichbar, wenn der globale jährliche Energieverbrauch 620 EJ,
entsprechend 0,171 Millionen TWH, nicht übersteigt. Das ist deutlich



weniger als erforderlich wäre, um die Bevölkerungsentwicklung in einen
stabilen Zustand zu überführen. s. Abb.2

Das Bevölkerungswachstum geht also unvermindert weiter und führt
unvermeidbar in eine jetzt menschengemachte Katastrophe.

Das Versprechen, weder Mensch noch Region im Stich zu lassen stellt sich
damit als unerfüllbares Versprechen im „Green Deal“ – Vertrag dar.

 

Abb. 3 Mögliche Entwicklungen des globalen Energiebedarfs

( BP-Energy-Outlook 2020)

Inzwischen kann der Bevölkerung nicht mehr glaubhaft vermittelt werden,
dass man mit Solarzellen, Windkraftanlagen und Bioenergieanlagen eine
ausreichende und verlässliche energetische Versorgung für
Industriestaaten sicherstellen kann.

Ohne die Zustimmung der Bevölkerung jedoch ist die angestrebte
Umstellung der Energieversorgung auf sog. Erneuerbare Energien, (die es
im physikalischen Sinn gar nicht gibt. Energie kann man nicht erneuern.
Man kann nur eine Energieform in die andere umwandeln), zum Scheitern
verurteilt.

 

Um trotzdem die Energieumstellung plausibel zu machen und keinen Zweifel
an der angeblich den Planeten rettenden Energiewende aufkommen zu
lassen, wurde die Wasserstoffinitiative ins Leben gerufen.



In Europa haben die Europäische Kommission und 27 Europäische Staaten
2018 diese Initiative beschlossen. Durch die Zusammenarbeit und das
große Marktvolumen der EU soll der durch Elektrolyse und elektrische
Energie aus Windkraft- und Solaranlagen gewonnene Wasserstoff
wettbewerbsfähig gemacht und als Ersatz für natürliche
kohlenstoffhaltige Energiequellen eingesetzt werden.

Auf den ersten Blick scheint die Wasserstofftechnologie den Durchbruch
beim Einsatz der „Erneuerbaren Energien“ zu bringen.

Wasserstoff hat

einen hohen Energieinhalt,

wird aus Wasser gewonnen,

verbrennt zu Wasser,

lässt sich speichern,

und lässt sich transportieren.

Wasserstoff scheint also wie geschaffen, die heutigen Energieträger zu
ersetzen.

Leider ist der Einsatz nicht so einfach, wie er erscheint, wenn sowohl
die Technik als auch die Kosten einer eventuellen Umstellung der
Energieversorgung eines Landes -oder geträumt der Erde- detaillierter
betrachtet werden.

Wasserstoff wird je nach seiner Herstellung mit den Farben
gekennzeichnet, die in Tabelle 2 aufgelistet sind.

Grüner Wasserstoff, nur über Elektrolyse mit Strom aus Windkraftanlagen
oder Fotovoltaik-Anlagen hergestellt, ist die angestrebte Endlösung. Er
wird als das Öl von morgen gepriesen. Alle anderen Farb-Varianten des
Wasserstoffs sollen als Zwischenlösungen für die Einführung der
Wasserstofftechnologie so lange dienen, bis ausreichend grüner
Wasserstoff zur Verfügung steht.

Tabelle 2: Farben des Wasserstoffs

Vordergründig wird die hohe Energiedichte des Wasserstoffs angeführt
(33,3 kWh/kg). Demgegenüber hat Dieseltreibstoff eine Energiedichte von
11,9 kWh/kg und Benzin eine solche von 11,4 kWh/ kg, wie aus Tabelle 3
ersichtlich ist. Diese Tabelle zeigt aber auch, dass Wasserstoff nur bei
Temperaturen unter -253 °C flüssig ist, wogegen Diesel zwischen -20°C
und +141°C, Benzin zwischen -45°C und +30°C flüssig sind, sich also im
„normalen“ Temperaturbereich im flüssigen Zustand befinden. In diesem
„normalen“ Bereich ist Wasserstoff gasförmig und hat eine Dichte von
0,09 kg/m³. Wasserstoff kann unter Druck verflüssigt werden und hat z.



B. bei 700 bar und 20°C eine Dichte von 71,4 kg/m³, während die Dichte
von Diesel und Benzin bei diesen Temperaturen 830 kg/m³ bzw. 750kg/m³
beträgt, also etwa um den Faktor 12 bzw. 10 höher ist.

 

Tab.3: Eigenschaften wasserstoffhaltiger Treibstoffe

Ein kleines Rechenbeispiel:

Für ein Dieselfahrzeug bei einem Verbrauch von 7 Liter /100 km benötigt
man für eine Reichweite von 700 km ein Tankvolumen von 49 Liter,
entsprechend einem Energieinhalt von 484 kWh. Will man einen
entsprechenden PKW mit Wasserstoff betreiben, benötigt dieser für die
gleiche Strecke 14,6 kg Wasserstoff. Dafür ist ein Tankvolumen von 204
Litern erforderlich bzw. das 4-fache Volumen gegenüber einem Dieseltank.
Bringt man den aus drucktechnischen Gründen erforderlichen zylindrischen
Tank in ein rechteckiges Verstauvolumen, so sind dafür ca. 280 Liter im
Fahrzeug nötig.

Da im Allgemeinen im Fahrzeugbau mit technisch beanspruchtem Raum
gegeizt wird, ist das höhere Verstauvolumen bei wasserstoffgetriebenen
Fahrzeugen ein gewichtiger Nachteil.

Wasserstoff ist ein sehr explosives Gas. Beim Mischen mit Luft zu 4 bis
76 Volumenprozent Wasserstoff entsteht Knallgas. In einem ausgewogenen,
stöchiometrischen Verhältnis von Sauerstoff und Wasserstoff kann eine
Knallgasexplosion verheerende Wirkung haben. (Die Explosion einer kurz
zuvor in Betrieb genommenen Wasserstofftankstelle in Gersthofen, sowie
einer zwecks Gasversorgung an eine Elektrolyse angeschlossenen
Produktion von Isoliermaterial in Wunsiedel, Bayern, macht die Gefahr
beim Umgang mit Wasserstoff deutlich.)

Wird Wasserstoff in einfachen Metalltanks oder -leitungen gelagert, so
kommt es wegen der geringen Atom- und Molekülgröße zur Diffusion, das
heißt, Gas tritt durch die Gefäßwände aus. Dies ist u.a. für
wasserstoffbetriebene Fahrzeuge von Bedeutung, wenn diese länger an
einem abgeschlossenen Platz stehen. Spezielle Drucktanks bzw. Leitungen
(faserverstärkte Kunststoffe mit Inlinern) sind für den sicheren
Transport und Lagerung des Gases erforderlich, ein weiterer Nachteil für
den Fahrzeugbau.

Die geringe Größe der Wasserstoffmoleküle begünstigt die Diffusion
zwischen den Gitterplätzen in Stählen. Dadurch können
Degradationsprozesse, im Wesentlichen Versprödung, in Pipeline-Stählen
und Dichtungen beschleunigt werden, die zu Leckagen und letztendlich zum
Versagen der Pipeline führen können.

Kleine Wasserstofflecks sind für die menschlichen Sinne schwer
wahrnehmbar, da Wasserstoff farblos, geruchlos und geschmacklos ist. In
Erdgas werden üblicherweise Geruchsstoffe wie Mercaptane (CH3SH)



verwendet, um Lecks zu erkennen. Es ist jedoch nicht möglich, diese
Stoffe in einen Wasserstoffstrom einzubringen, insbesondere wenn der
transportierte Wasserstoff zur Versorgung von Brennstoffzellen oder
Wasserstofffahrzeugen verwendet wird. Die Katalysatoren in diesen
Brennstoffzellen sind äußerst empfindlich gegenüber
Schwefelverbindungen.

Das Fehlen eines Geruchsstoffs zur Leckage Erkennung ist ein Problem für
die Wasserstoffverteilung.

Wasserstoff nimmt als Gas unter Normaldruck ein extrem großes Volumen
ein (330 Liter / kWh). So kann man das Gas weder sinnvoll speichern noch
transportieren. Bei niedrigen Drücken kann Wasserstoff nur mit
Kolbenverdichtern transportiert werden, Turboverdichter können erst bei
höheren Drücken ab 7 bar eingesetzt werden. Daher wird Wasserstoff
entweder unter hohen Druck versetzt (0,75 Liter pro kWh bei 700 bar)
oder er wird verflüssigt (0,42 Liter/ kWh bei -253 °C). Weder so hohe
Drücke, noch so tiefe Temperaturen sind für große Mengen leicht
handhabbar und vor allem mit hohen Kosten verbunden. Daher gibt es
Überlegungen, den Wasserstoff chemisch zu binden, um ihn leichter
transportieren zu können.

Ob es nun LOHC (liquid organic hydrogen carrier), eine organische
Flüssigkeit, die in der Lage ist, Wasserstoff zu binden (Hydrierung),
Power Paste, ein neuerdings vom Fraunhofer Institut in die Diskussion
eingebrachtes flüssiges Gel auf Magnesium-Wasserstoffbasis, Methan,
Methanol oder Ammoniak ist, leiden sie alle neben ungelösten technischen
Problemen daran, dass der energetische Wirkungsgrad auf Werte deutlich
unter 40% sinkt.

Noch sind die Mengen von grünem Wasserstoff auf dem Markt verschwindend
klein. Im Jahr 2021 lag die weltweite Wasserstoffproduktionsmenge laut
Handelsblatt bei 94,23 Millionen Tonnen. Davon waren nur 30.000 Tonnen
„grün“ produziert. Im vergangenen Jahr hat sich diese Menge auf 90.000
Tonnen verdreifacht, was aber immer noch ein sehr, sehr geringer Anteil
an der Gesamtproduktion ist.

Derzeit verbraucht die Industrie in Deutschland jährlich etwa 1,8 Mio.
Tonnen Wasserstoff, die einer Energiemenge von etwa 55 bis 60 TWh
entsprechen.

(1 TWh = 1· 109 kWh oder 1 Milliarde kWh)

Abb. 4 zeigt den gesamten Energiebedarf Deutschlands für die Jahre 1991
bis 2019:



Abb. 4: Energieverbrauch Deutschlands nach Sektoren.

Trotz massivem finanziellen Aufwand für die Energieeinsparung hat sich
im Laufe der in Abb.4 dargestellten 30 Jahre der gesamte
Energieverbrauch nur von 2.631 auf 2.514 Terrawattstunden reduziert (
ca. 5% Verringerung), im Wesentlichen erreicht durch einen geringeren
Energieverbrauch im industriellen Sektor.

 

Betrachtet man den Gesamtenergiebedarf Deutschlands mit ca. 2.500 TWh/a,
die sich auf Strom mit ca. 600 TWh/a, Verkehr auf 750 TWh/a und Wärme
mit 1.150 TWh/a verteilen, so müssen bei unverändertem
Gesamtenergiebedarf und unter der heute noch nicht bewiesenen Annahme,
dass der Strom absolut kohlendioxidfrei erzeugt wird, langfristig 1.800
Milliarden kWh/a durch Wasserstoff ersetzt werden. Das erfordert eine
Produktion von ca. 60 Milliarden kg Wasserstoff pro Jahr oder 60
Millionen Tonnen Wasserstoff/ Jahr allein für Deutschland.

Für grünen Wasserstoff im industriellen Maßstab kommt als
Herstellungsverfahren nur die Elektrolyse von Wasser in Frage. Da
Deutschland seine Kernkraftwerke stillgelegt hat und auch die
Kohlekraftwerke abschalten will, muss eine entsprechende Zahl von
Windkraftanlagen bzw. Photovoltaikanlagen als Energiequelle dienen.

Der Wirkungsgrad des eingesetzten Stroms bezogen auf den Brennwert des
Wasserstoffs liegt bei heutigen Elektrolyseanlagen bei ca. 65%. Unter
Zugrundelegung dieses Wirkungsgrades für die Elektrolyse ist eine
elektrische Eingangsleistung von ca. 3.000 Milliarden kWh/a bzw. 3.000
TWh/a erforderlich, die zudem ständig verfügbar sein muss, eine



Forderung, die bei Windkraft- und Solaranlagen keineswegs gewährleistet
ist.

 

Eine klimapolitische Initiative vom
bisherigen Vorreiter für den Rest
der Welt
geschrieben von Admin | 28. Oktober 2024

Von Günter Keil

Die kürzlichen Landtagswahlen, die für einige Parteien recht
unerfreuliche Resultate brachten, haben immerhin zu Debatten geführt,
die von den Vorständen für Hinweise zu einer künftigen
erfolgversprechenden Schwerpunktsetzung veranstaltet wurden. Eine
wichtige Aktion war darunter die Entscheidung der Bundestags-Fraktion
der GRÜNEN, einen Kongress unter dem etwas merkwürdigen Motto „Mut macht
Zukunft“ zu veranstalten. Dieser fand am 30. September in Berlin im
ehemaligen DDR-Großraumkino „Kosmos“ in der Karl-Marx-Allee statt.

Weil diese Partei ja ganz offensichtlich die Politik der Bundesregierung
bestimmt, lohnt sich eine Betrachtung dessen, was dabei herausgekommen
ist. Die Fraktionsvorsitzende Britta Haßelmann erklärte einleitend „Wir
vertreten einen zukunftsorientierten Ansatz“. Und die Co-Vorsitzende
Katharina Dröge benannte auch gleich das Hauptziel: Sie forderte, das
Thema Klimaschutz wieder „in den Mittelpunkt zu stellen“. Das war
zugleich die Ankündigung, dass sich an dieser schon bisher als Kernthema
verfolgten Politik auch künftig nichts ändern dürfe. Und so wurde es
beschlossen.

Weil die Konsequenzen dieser Entscheidung aber keineswegs allein auf
Deutschland beschränkt sind, sondern die weltweiten Aktivitäten zur
Vermeidung eines katastrophalen Klimawandels beeinflussen – siehe das
Pariser Abkommen – muss die Regierung ihre Absichten auch allen Staaten
erläutern, die sich in gleicher Weise um die Reduzierung ihrer CO2-
Emissionen bemühen. Daher muss der bisherige selbsternannte Vorreiter im
Klimaschutz dem Rest der Welt vor allem die Konsequenzen ihres künftigen
Handelns für diese Staaten erläutern, damit sich diese darauf einstellen
können.

Dabei muss selbstverständlich auch ehrlich über die Situation des
Vorreiters Deutschland berichtet werden, die – vorsichtig gesagt – nicht

https://eike-klima-energie.eu/2024/10/24/eine-klimapolitische-initiative-vom-bisherigen-vorreiter-fuer-den-rest-der-welt/
https://eike-klima-energie.eu/2024/10/24/eine-klimapolitische-initiative-vom-bisherigen-vorreiter-fuer-den-rest-der-welt/
https://eike-klima-energie.eu/2024/10/24/eine-klimapolitische-initiative-vom-bisherigen-vorreiter-fuer-den-rest-der-welt/


einfacher geworden ist.

Ein nützlicher Text für eine Rundnote des Auswärtigen Amts an die
diplomatischen Vertretungen der anzusprechenden Länder wird hiermit
präsentiert. Sowohl die Einleitung als auch der Abschiedstext bedürfen
nach den Regeln der Diplomatie einer besonderen Formulierung.

Vorschlag für die diplomatische Rundnote:
„Das Auswärtige Amt beehrt sich, den diplomatischen Missionen und
Organisationen in der Bundesrepublik Deutschland einen Vorschlag zur
Vorgehensweise bei der Bekämpfung einer bevorstehenden Klimakatastrophe
vorzulegen. Einleitend möchte die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland feststellen, dass Deutschland weiterhin der Vorreiter beim
Klimaschutz auf der Erde zu bleiben beabsichtigt. Es gibt zwar einige
Hemmnisse, die in Deutschland noch zu beheben wären, wie die Tatsache,
dass es seit einiger Zeit seine Kohlendioxid-Emissionen durch die
Wiederinbetriebnahme von bereits stillgelegten Kohlekraftwerken erhöht
hat. Dafür hat Deutschland aber sämtliche Kernkraftwerke stillgelegt.

Es kommt somit gegenwärtig entscheidend darauf an, dass Ihre Nation
ihren Kohlendioxid-Ausstoß weiter verringert, um die Folgen des
beschriebenen Vorgangs in Deutschland auszugleichen. Dafür erklärt
Deutschland sein Einverständnis mit der vorübergehenden Übernahme der
Rolle von

Klimaschutz-Vorreitern durch Ihre Nation.
Selbstverständlich wird Ihnen Deutschland dabei wirksame Unterstützung
leisten, indem es in allen relevanten internationalen Medien die Pflicht
zur Rettung der Welt vor der Klimakatastrophe durch bedeutende
publizistische Beiträge betont.

Ihre Nation könnte zur stärkeren Unterstützung der Zielerreichung von
„Null CO2-Emissionen“ vor allem einen starken Zubau von Kernkraftwerken
in Erwägung ziehen. Dafür würde Sie Deutschland argumentativ auch stark
unterstützen.

Weiterhin möchte Ihnen Deutschland anbieten, Bauteile aus seinen
stillgelegten Kernkraftwerken preisgünstig zur Verfügung zu stellen,
sofern diese Anlagen noch nicht vollständig entsorgt wurden.

Wie ernst es Deutschland damit ist, seine Klimaschutz-Vorreiter-Rolle
wiederherzustellen, können Sie daran erkennen, wie Deutschland
konsequent daran arbeitet, seine Wirtschaft durch die angestrebte
vollständige Stromerzeugung durch Windkraft- und Photovoltaikanlagen zu
ruinieren. Zu diesem risikoreichen Vorhaben bietet Ihnen Deutschland
seine inzwischen beträchtliche Expertise an.

Das Auswärtige Amt beehrt sich, den diplomatischen Missionen und



internationalen Organisationen erneut seiner ausgezeichneten Hochachtung
zu versichern.“

 

Der Autor, Dr. Ing. Günter Keil, war bis zu seiner Pensionierung
Regierungsdirektor im Forschungsministerium des Bundes.

 

Das Klima-Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes
geschrieben von Admin | 28. Oktober 2024

von Eike Roth

Am 29.04.2021 hat das BVerfG sein viel beachtetes Klima-Urteil gefällt.
In einem neuen Video https://www.youtube.com/watch?v=Yk3eot_NC9c hat
Prof. Ganteför überzeugend aufgezeigt, dass das Gericht nicht nur
einfach Feststellungen getroffen hat, sondern mit diesen auch indirekt
das seinen Überlegungen zugrundeliegende „Budget-Modell“ als sachlich
richtig bestätigt hat. Dieses Modell entspricht jedoch, wie Prof.
Ganteför ebenso überzeugend darlegt, eindeutig nicht den realen
Gegebenheiten. Insofern ist das Urteil, obwohl in sich logisch, klar
zurückzuweisen. Ein wichtiger Punkt dabei ist, dass das BVerfG, seinem
Denkmodell entsprechend, die Existenz von Senken für CO2 ignoriert und
damit von einer praktisch unbegrenzten Aufenthaltsdauer des CO2 in der
Atmosphäre ausgeht. Wenn es aber Senken gibt, dann gibt es keine
unbegrenzte Aufenthaltsdauer. Und real gibt es ganz eindeutig Senken.
Richtig wäre daher nach Prof. Ganteför das „Senken-Modell“, das zu ganz
anderen Ergebnissen kommt. Hierzu macht Prof. Ganteför in seinem Video
einige Aussagen, nähre Einzelheiten kommen dann in seinem kurz vor der
Veröffentlichung stehenden Buch „Plan B für das Klima“.

Zu diesem Thema und zu seinem geplanten Buch hat Prof. Ganteför aber
auch schon bisher mehrfach Aussagen gemacht und aus all dem geht m. E.
klar hervor, dass Prof. Ganteför für sein „Senken-Modell“ von einer
ausschließlich anthropogen verursachten Zunahme der CO2-Konzentration
ausgeht. Implizit verbirgt sich dahinter die Annahme, dass die
natürliche CO2-Umwälzung von ca. 80 ppm/a konstant geblieben ist und die
Konzentration sich ausschließlich durch Verbleib der Hälfte der
anthropogenen Freisetzungen erhöht hat, von früher 280 auf heute 420
ppm. Aus dieser Zunahme um ca. 120 ppm und der derzeitigen Netto-
Entnahme von ca. 2,5 ppm/a berechnet Prof. Ganteför die Zeitkonstante
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für die Anpassung aus einer überhöhten CO2-Konzentration zu ca. 50
Jahren. Das entschärft das Klimaproblem ganz wesentlich, wie er auch im
zitierten Video klar ausspricht. Rein mathematisch geht sich die
Rechnung von Prof. Ganteför auch auf, aber physikalisch ist sie
problematisch. Dafür seien drei Begründungen angegeben:

Offenes System, dessen Ausfluss mit zunehmender
Konzentration zunimmt
Die Offenheit des Systems „Atmosphäre“ ergibt sich bereits unmittelbar
aus der Beobachtung, dass die Konzentration langsamer steigt als die
anthropogenen Freisetzungen CO2 eintragen: In einem geschlossenen System
würde der gesamte Eintrag in diesem verbleiben. Die Offenheit ergibt
sich aber auch aus dem physikalischen Charakter der wichtigsten
Entnahmeprozesse: Sowohl die Lösung im Meerwasser als auch die
Photosynthese in Pflanzen nehmen mit zunehmender Konzentration zu, was
eben „offen“ heißt. Der Grund für diese Zunahme liegt in der Physik: Die
beiden Entnahmeprozesse verlaufen über Diffusion und die ist nun einmal
konzentrationsabhängig. „Offenes System mit konzentrationsabhängiger
Entnahme“ ist also gesichert.

Doch was heißt das? In so einem System gelten immer zwei Aussage:

Bei konstant gehaltenem Eintrag stellt sich die Konzentration ein,
bei der die Einnehme gleich groß ist wie der Eintrag.
Wenn der Eintrag um x % steigt, dann kann die Konzentration maximal
um ebenfalls x % zunehmen (im Gleichgewicht, vorher weniger).

Die anthropogenen Freisetzungen betragen aber nur ca. 5 % der
natürlichen Freisetzungen. Das „Senken Modell“ nach Prof. Ganteför kann
daher die beobachte Zunahme der Konzentration um 50 % nicht befriedigend
erklären. Die natürlichen Flüsse können nicht konstant geblieben sein,
der weit überwiegende Beitrag zur Konzentrationszunahme muss aus
natürlichen Quellen kommen.

Proportionalität des Ausflusses zur
Konzentration
Für Nr. 1. hat es genügt, dass der Ausfluss mit der Konzentration
zunimmt. Wie, war egal. Weil er aber über Diffusion bewerkstelligt wird,
muss die Zunahme (zumindest angenähert) proportional erfolgen (Henry-
Gesetz). Und daraus folgt, dass der Ausfluss aus der Atmosphäre
(zumindest angenähert) um ebenfalls 50% gestiegen sein muss, von früher
ca. 80 ppm/a auf heute ca. 120 ppm/a. Da aber die Konzentration sogar
zugenommen hat, muss der Eintrag sogar noch etwas stärker zugenommen
haben, er muss also um etwas über 40 ppm/a angestiegen sein. Auch so
herum reichen die 5 ppm/a der anthropogenen Freisetzungen bei weitem
nicht.



Höhe des Ungleichgewichtes
Wie gesagt, geht Prof. Ganteför davon aus, dass wir derzeit ca. 120 ppm
vom Gleichgewicht entfernt sind, sodass diese 120 ppm der Antrieb für
die derzeitige Netto-Entnahme von ca. 2,5 ppm/a sind. Diese 2,5 ppm/a
sind aber, völlig unabhängig von der Lage des (derzeitigen)
Gleichgewichtes, nur die Differenz zwischen momentanem Zufluss und
momentaner Entnahme, was auch immer diese beiden Größen bestimmt. Und
die genannten 120 ppm „Überschusskonzentration“ sind kein realer Zustand
in der Atmosphäre, sondern sie sind die errechnete
Konzentrationsdifferenz von heute gegenüber dem alten Gleichgewicht vor
200 Jahren. An das kann sich die Atmosphäre aber gar nicht erinnern, sie
kennt nur in die Gegenwart. Und wo sie hinstrebt, das ist das heutige
Gleichgewicht. Das aber kann bei einer Umwälzung von ca. einem Viertel
des Inventars pro Jahr und langsamen Transienten (unter 1 % pro Jahr!)
nicht weit von der momentanen Konzentration entfernt sein. Sollte
theoretisch, z. B. durch eine schlagartig Massenfreisetzung verursacht,
die Konzentration schlagartig um 120 ppm (= 50%) überhöht werden, dann
würde sich der Ausfluss auch schlagartig um 50 % erhöhen und daher würde
sich die überhöhte Konzentration innerhalb weniger Jahre praktisch
vollkommen wieder abbauen. So, wie das auch beim radioaktiven (und
dadurch erkennbaren) 14CO2 nach dem Stopp der überirdischen
Atombombentests passiert ist. Auch das ging sehr viel schneller als mit
einer Zeitkonstanten von 50 Jahren. Wann immer „zu viel“ CO2 in der
Atmosphäre vorhanden ist, dann verteilt es sich schnellstmöglich
gleichmäßig im gesamten Kreislauf (Entropiemaximierung nach 2. HS). Der
Abbau des Überschusses ist also der Sache nach eine Gleichverteilung.
Und das geht nun einmal umso schneller, je höher die Umwälzung ist (ohne
eine solche würde gar nichts abgebaut werden).

Alle drei Überlegungen scheinen eindeutig zu sein: Das „Senken-Modell“
nach Prof. Ganteför ist zwar deutlich näher an der Realität als das vom
BVerfG zugrunde gelegte „Budget-Modell“, es kann die Beobachtungen aber
auch nicht befriedigend erklären. Nimmt man demgegenüber eine wesentlich
erhöhte Freisetzung aus natürlichen Quellen an (wodurch auch immer
verursacht, Möglichkeiten hierfür gibt es genügend), dann ergibt sich
zwanglos eine befriedigende Erklärung, bei der es kein unterschiedliches
Verhalten von anthropogen und natürlich freigesetztem CO2 gibt.

 


